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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Oliver Krischer, Dr. Julia Verlinden, Annalena Baerbock, 
Bärbel Höhn, Sylvia Kotting-Uhl, Steffi Lemke, Peter Meiwald und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Ausschreibungen bei erneuerbaren Energien gemäß EU-Beihilfeleitlinien 


Die neuen Umweltschutz- und Energiebeihilfeleitlinien der Europäischen Kom- 
mission, „Guidelines on State aid for environmental protection and energy“ 
(EEAG), die bislang nur in englischer Sprache vorhegen, befassen sich auch mit 
dem Thema Ausschreibungen bei emeuerbaren Energien. Es stellt sich in eini- 
gen Punkten die Frage, wie diese von der Bundesregierang interpretiert werden. 

Nach Randnummer 127 wird ab 1. Januar 2017 die Flilfe (Förderung) für Strom 
aus emeuerbaren Energiequellen im Rahmen eines competitive bidding process 
gewährt, es sei denn, 

• Member States demonstrate that only one or a very limited number of pro- 
jects or sites could be eligible; or 

• Member States demonstrate that a competitive bidding process would lead to 
higher support levels (for example to avoid Strategie bidding); or 

• Member States demonstrate that a competitive bidding process would result 
in low project realisation rates (avoid underbidding). 

Des Weiteren wird in Randnummer 127 ausgeführt, dass die Verhältnismäßig- 
keit der Maßnahme vermutet wird und von keiner übermäßigen Wettbewerbs- 
Störung ausgegangen wird, wenn solche competitive bidding processes allen Er- 
zeugern von Strom aus emeuerbaren Energiequellen offenstehen. Der bidding 
process kann allerdings auf bestimmte Technologien beschränkt werden, wenn 
ein offener process zu einem suboptimal Result führen würde, und zwar insbe- 
sondere in Bezug auf das längerfristige Potenzial bestimmter neuer und innova- 
tiver Technologien, die Notwendigkeit der Verwirklichung der Diversifizierung, 
Nefzengpässe und Nefzsfabilität, Sysfem- bzw. Sysfemintegrationskosten oder 
die Nofwendigkeit, Störungen auf den Rohstoffmärkfen aufgrund der Förderung 
von Biomasse zu vermeiden. 

Nach Randnummer 125 sollen alle neuen Beihilferegelungen und -maßnahmen 
ab dem 1. Januar 2016 u. a. vorsehen, dass die Förderung nur noch als Prämie 
zusäfzlich zum Marktpreis gewährt werden, wobei alle Erzeuger ihren Strom un- 
mittelbar am Markt verkaufen. Diese Vorgaben finden nach Randnummer 126 
keine Anwendung auf Anlagen einer bestimmten Größe bzw. Demonstrations- 
anlagen. Wie oben bereits dargelegt, soll nach Randnummer 127 ab 1. Januar 
2017 eine grundsätzliche Pflicht zur Durchführung eines competitive bidding 
process bestehen, es sei denn der Mitgliedstaat der Europäischen Union macht 
einen der genannten Fähe geltend (siehe oben) oder es greift der in Randnum- 
mer 128 beschriebene Fall, der Anlagen einer bestimmten Größe bzw. Demons- 
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trationsanlagen von dieser Pflicht ausnimmt. Für diese Konstellation sieht Rand- 
nummer 129 folgende Vorschrift vor: 

„ln the absence of a competitive bidding process, the conditions of points (125) 
and (126) and the conditions for operating aid to energy ffom renewable energy 
sources other than electricity as set out in point (132) are applicable.“ 

Während der Verweis auf Randnummer 132 die durch die Nichtdurchführang 
eines competitive bidding process entstehende Lücke hinsichtlich der Bestim- 
mung der Förderhöhe schließt, ist der Verweis auf die Randnummem 125 und 126 
unklar. 

Nach Randnummer 128 kann die Förderung auch ohne Ausschreibungsprozesse 
bis zu einer gewissen Anlagengröße oder Anlagenzahl gewährt werden. Für die 
Windenergie gelten 6 Megawatt (MW) oder sechs Anlagen; für die anderen er- 
neuerbaren Energien 1 MW. Weitere Ausnahmen gibt es für Demonstrationspro- 
jekte. Dabei ist der Leistungsbegriff nicht definiert. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Werden nach Auffassung der Bundesregierung an den Nachweis des Vorlie- 
gens eines oder mehrerer der aufgeführten Fälle zum Entfall der grundsätz- 
lichen Pflicht zur Durchführung eines „competitive bidding process“ („Mem- 
ber States demonstrate“) bestimmte Anforderungen geknüpft? 

Falls ja, welche sind dies? 

2. Sind die EEAG nach Auffassung der Bundesregierang aufgrund ihres (eng- 
lischen) Wortlauts dahingehend zu verstehen, dass den jeweiligen Mitglied- 
staat der Europäischen Union keine Pflicht trifft, einen Nachweis über das 
mögliche „suboptimal result“ eines für alle Technologien offenen „competi- 
tive bidding process“ zu führen? 

Falls nein, welche Anforderungen an das Vorliegen eines solchen Nachwei- 
ses bestehen? 

3. Welche anderen Fälle für mögliche Ausnahmen von der Pflicht eines techno- 
logieoffenen „competitive bidding process“ sind gemäß Randnummer 127 
fär die Bundesregierung denkbar? 

4. Bezieht sich nach Auffassung der Bundesregierung das Wort „Diversifizie- 
rung“ im Beispielkatalog unter „(ii) the need to achieve diversification“ auf 
Energiequellen oder auf Technologien oder beides? 

5. Kann nach Auffassung der Bundesregierung der in Randnummer 129 be- 
schriebene Fall einer „absence of a competitive bidding process“ erst ab dem 
1. Januar 2017 eintreten, da ab diesem Zeitpunkt eine Pflicht für einen „com- 
petitive bidding process“ festgelegt wird, oder sind schon Fälle zuvor denk- 
bar? 

6. Warum erfolgt nach Auffassung der Bundesregierung in Randnummer 129 
ein Verweis auf die Randnummem 125 und 126? 

Sind diese nicht ohnehin auf alle Beihilferegelungen und -maßnahmen ab 
1. Januar 2016 anzuwenden? 

Falls nein, um welche Fälle handelt es sich hierbei? 

7. Handelt es sich nach Auffassung der Bundesregierung bei den Leistungs- 
angaben um Bemessungsleistungen oder um installierte Leistungen, was ins- 
besondere vor dem Ziel der Flexibilisierung von Bioenergieanlagen zu klären 
wäre? 

8. Beziehen sich nach Auffassung der Bundesregierung die Leistungsangaben 
auf Wechselstrom- oder Gleichstromerzeugungen? 
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9. Sind die Bagatellgrenzen bei Windenergieausschreibungen in den EEAG 
nach Auffassung der Bundesregierung so zu verstehen, dass die sechs Anla- 
gen jeweils maximal 6 MW groß sein dürfen und damit die maximale Baga- 
tellgrenze bei 36 MW liegt, oder ist die Bagatellgrenze so zu verstehen, dass 
die einzelnen Anlagen auch größer als 6 MW sein dürfen und damit z. B. im 
Falle von 7,5 MW Anlagen auch ein Windpark mit 45 MW unter die Baga- 
tellgrenze fallen würde? 

10. Mit welchen konkreten Instrumenten plant die Bundesregierung die Ak- 
teursvielfalt bei der nach dem novellierten Emeuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG) geplanten Ausschreibung der Förderung von Freiflächenanlagen zu 
gewährleisten, und mit welchen konkreten Instrumenten plant die Bundes- 
regierung, die Akteursvielfalt bei der Stromerzeugung aus emeuerbaren 
Energien nach der grundsätzlichen Umstellung auf Ausschreibungsmodelle 
im Jahr 2017 gemäß § 2 Absatz 5 EEG zu gewährleisten? 


Berlin, den 1. Juli 2014 

Katrin Göring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter nnd Fraktion 



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83-91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon {02 21)97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de 

ISSN 0722-8333 



